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Bebauungsplan Nr. 41.2, 8.Änderung 
 
Änderung der Textlichen Festsetzungen 
 

Gilt nicht für die sechste Änderung BP 41.2 
 
 
A: Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB 
Auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), in Verbindung mit der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01 .1990 (BGBI. I S. 
132) zuletzt geändert durch das Investitions-erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz 
vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), in der jeweils zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses gültigen Fassung. 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  
 
In den im Plan festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten (WA) werden zugelassen: 
 
1. Wohngebäude 
die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störenden Handwerksbetriebe 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale gesundheitliche und sportliche Zwecke 
 
Innerhalb der festgesetzten WA - Allgemeines Wohngebiet werden die nach § 4 
Abs.3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 
 
In den im Plan festgesetzten besonderen Wohngebieten (WB) werden zugelassen: 
 

1. Wohngebäude,  
2. Läden, Betriebe des, Beherbergungsgewerbes, Schank- und Speisewirt-

schaften,  
3. sonstige Gewerbebetriebe,  
4. Geschäfts- und Bürogebäude,  
5. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke.  
 
Innerhalb dem festgesetzten besonderen Wohngebiet (WB) werden die nach § 4a 
Abs.3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung -gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 ff. BauN-
VO- 
 
Das Maß der baulichen Nutzung ist Bestandteil der Planzeichnung. 
Im WB-Gebiet sind ausnahmsweise Gebäude mit 3 Vollgeschossen zulässig, wenn das Erd-
geschoss gewerblich genutzt wird. In diesem Falle erhöht sich die zulässige Grundflächen-
zahl auf 0,4 und die zulässige Geschossflächenzahl auf 1,0. 
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Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen 
zu ermitteln. Darüber hinaus wird festgesetzt, dass die Flächen von Aufenthaltsräu-
men in anderen Geschossen einschließlich der zu ihnen gehörender Treppenräume 
und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz mitzurechnen sind. 
 
 
3. Bauweise, Überbaubare und nicht Überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
 
Gemäß § 23 (5) BauGB wird festgesetzt, dass Nebenanlagen gem. § 14 (1)  außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen bis zu einer Größe von max. 15,0 qm 
überbauter Fläche hinter der vorderen Baugrenze zulässig sind. 
 
Die der Versorgung des Gebietes dienenden Nebenanlagen sind gem. § 14 (2) 
BauNVO im Baugebiet ausnahmsweise zulässig. 
 
Die Errichtung von Schwimmbädern für den häuslichen Bedarf ist im Wege der Aus-
nahme gem. § 31 (1) BauGB auch außerhalb der im Bebauungsplan dargestellten 
Bauzone, unter Einhaltung der vorderen Baugrenze, zulässig.  
 
Die Errichtung von Garagen und überdachte Stellplätzen im Sinne von § 12 und § 14 
BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie in den seitli-
chen Abstandsflächen zulässig.  
Vor jeder Garage muss wenigstens ein PKW-Einstellplatz von 5 m Tiefe verbleiben.  
 
Das Vortreten von Gebäudeteilen (z. B. Dachüberstände, Vordächer, Erker, Balkone) 
um max. 1,0 m über die Baugrenze ist ausnahmsweise zulässig (§ 23 (3) BauNVO). 
 
 
4. Bauweise -gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO- 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist die offene Bauweise festgesetzt.  
 
Es sind nur Einzelhäuser oder Einzel- und Doppelhäuser zulässig (siehe Planzeich-
nung). 
 
 
5. Stellplätze 
 
Im Gartenbereich können weitere Stellplätze ausnahmsweise zulässig sein, wenn 
aufgrund der Wohneinheiten weiterer Stellplatzbedarf vorhanden ist. Es dürfen dann 
maximal 4 Stellplätze als Einheit angelegt werden. 
Die Oberflächen dieser Stellplätze sind einschließlich der Zufahrten nur in wasser-
durchlässigen Materialien zulässig. 
Die seitlichen und rückwärtigen Stellplatzgrenzen sind mit Schnitthecken aus den 
nachfolgend aufgeführten heimischen Arten zu bepflanzen. Die Mindesthöhe (End-
zustand) beträgt 1,2 m. Je laufenden Meter sind 5 Pflanzen zu setzen und dauerhaft 
zu erhalten.  
 
    Carpinus betulus   Hainbuche 
    Acer campestre   Feldahorn 
    Ligustrum vulgare   Gem. Liguster 
    Craetaegus monogyna  Weißdorn 
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Auf jedem Baugrundstück ist dann zusätzlich im Vorgartenbereich 1 kleinkroniger 
Laubbaum als Hochstamm (gemessen in 1,0 m Höhe) mit einem Stammumfang von 
10/12 cm gemäß der Artenliste zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
 
6. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden -gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
6 BauGB-  
 
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen je Wohngebäude wird in Abhängigkeit der 
Grundstücksgröße und des Stellplatzbedarfes festgesetzt. Die Obergrenze je Bau-
grundstück beträgt 6 Wohneinheiten. (WE)  
Bei der Errichtung eines Einzelhauses oder eines Doppelhauses sind max. 2 Woh-
nungen je Hauseinheit bei einer Grundstücksgröße von  400 m² zulässig. Für jede 
weitere WE sind jeweils mind. 300 qm Grundstücksgröße erforderlich. Demnach be-
trägt die Mindestgrundstücksgröße für 6 WE 1.600 m². 
Ausnahmen von der Grundstücksgröße können zugelassen werden, wenn das Flur-
stück vor dem Jahre 2005 entstanden ist, das Grundstück mindestens 350 qm groß 
ist und nur eine Wohneinheit pro Gebäude entsteht. 
 
Es wird festgesetzt, dass für jede WE mindestens 2 Stellplätze nachgewiesen wer-
den müssen. Dies gilt auch für bestehende WE, wenn ein vorhandenes Gebäude 
erweitert / umgebaut wird. Die Stellplatzpflicht (je WE 2 Stellplätze) gilt dann für alle 
WE auf dem Grundstück. 
 
 
7. Geschossigkeit, Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 
 
Im Plangebiet wird die Zahl der Vollgeschosse gem. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO mit II 
Vollgeschossen festgesetzt. 
 
Im WB-Gebiet sind ausnahmsweise Gebäude mit 3 Vollgeschossen zulässig, wenn 
das Erdgeschoss gewerblich genutzt wird.  
 
 
8. Flächen zur Sicherung des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes 
 
Die Erschließung von verschiedenen Flurstücken wird ebenfalls durch private Er-
schließungen gesichert. Zugunsten der Anlieger und der Ver- und Entsorger werden 
diese mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gem. § 9 Abs. 1 Nr.21 BauGB festge-
setzt. 
 
9. Versorgungsleitungen 
 
Versorgungsleitungen von Telekom und RWE bzw. anderen Versorgern sind unterir-
disch zu verlegen. 
 
10. Höhenlage der baulichen Anlagen 
 
Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens bzw. des unteren Geschosses bei an-
steigendem Grundstück darf nicht höher als 0,30 m im Mittel über Krone der festge-
setzten Erschließungsanlage (Straße oder Weg) liegen. 
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Ausnahmen können auf entsprechenden Nachweis zugelassen werden, wenn star-
kes Straßenlängsgefälle oder Kanalanschlusshöhen sie erfordern oder Grundstücke 
höher als im Mittel 0,30 m über Straßenkrone liegen. 
 
Die maximale Firsthöhe bzw. Traufhöhe ist ab Oberkante Erdgeschossfußboden zu 
berechnen. 
 
Die maximale Firsthöhe bei bis zu zwei- geschossigen Gebäuden wird auf 8,50 m, 
bei 3-geschossigen Gebäuden auf 10,50 m, festgesetzt.  
 
 
B:   Kennzeichnung (§ 9 (5) Nr. 1 BauGB) 
 
 
1. Erdbebenzone 
 
Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 0 in der Untergrundklasse R, ge-
mäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bun-
desrepublik Deutschland 1 :350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Juni 2006); 
Karte zur DIN 4149. 
In der DIN 4149 (Bauten in deutschen Erdbebengebieten, Ausgabe April 2005, zu 
erwerben beim Beuth-Verlag GmbH, Berlin) sind die entsprechenden bautechnischen 
Maßnahmen aufgeführt. Diese sind zu berücksichtigen. 
 
 
C:  Baugestalterische Festsetzungen § 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 
BauO NRW  
 
 
1. Dachaufbauten und Kniestöcke 
 
Kniestöcke bis max. 1,00 m sind nur bei 1-geschossigen Gebäuden, Kniestöcke bis 
0,50 m sind bei 2-geschossigen Gebäuden mit einer Dachneigung ab 40° zulässig.  
Ausnahmsweise darf der Kniestock eines zweigeschossigen Gebäudes max. 1,00 m 
hoch sein, wenn das zweite Geschoss ein Dachgeschossausbau ist. 

Stehende Dachfenster (Gaupen) oder Dacheinschnitte sind bei Gebäuden mit insge-
samt 1/2 der Gebäudelänge zulässig. 
Die Breite einzelner Gaupen / Einschnitte wird auf 2,50 m begrenzt. Der Abstand des 
Gaubenfirstes vom Dachfirst muss senkrecht gemessen mind. 1,25 m betragen. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
Traufseitig eingeschobene Giebel (Zwerchhäuser) sind zulässig. Das zulässige Brei-
tenmaß ist auf ein viertel der Gebäudelänge begrenzt. Die Breite des Zwerchhauses 

Abstand 1,25m  
Zum First 
 

Abstand 1,25m  
zum First 
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wird auf die Gesamtlänge der Dachaufbauten und -einschnitte angerechnet. 

Der Abstand von den jeweiligen Giebeln muss mindestens 1,25 m betragen. 
 
 
2. Dachformen und Dachneigungen 
 

Zulässig sind unter Beachtung der max. Firsthöhe bei: 

 

a) 1-geschossigen Gebäuden Walmdächer mit einer Neigung von max. 38° oder 
Satteldächer, bzw. versetzte Pultdächer mit einer Neigung zwischen 35° und 48°,  

 

b) 2 und 3-geschossigen Gebäuden Satteldächer, bzw. versetzte Pultdächer mit 
einer Neigung zwischen 35° und 42°..sowie Walm-/Zeltdächer ohne Dachaufbauten 
mit einer Dachneigung von mindestens 22° 

 

Für Garagen sind Satteldächer mit einer Dachneigung von 15° – 25° sowie begrünte 
Flachdächer zulässig. Die Firstrichtung ist dem Hauptbaukörper anzupassen. 

 

Bei traufseitig angebauten Garagen sind Pultdächer bei einer Mindestdachneigung 
von 20° zulässig. 

 

d) Ausnahmen gem. § 73 BauONW von den vorstehenden Bestimmungen über 
Dachaufbauten, Kniestöcke, Dachformen und Dachneigungen sind zulässig, wenn 
sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderungen und unter Wür-
digung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen Belangen – insbesondere 
die Einfügung in die Umgebungsbebauung - vereinbar sind. 

 

e) In besonderen Ausnahmefällen kann ein Flachdach genehmigt werden, wenn 
die Umgebungsbebauung kein städtebaulich homogenes Erscheinungsbild aufweist, 
in dem sich ein Flachdachgebäude als Fremdkörper aufdrängt – und: 

- wenn es sich um ein planungsrechtlich  2-geschossiges Gebäude handelt,  

- wenn die maximale Außenwandhöhe von 7,00 Meter, bezogen auf die mittlere an-
grenzende Höhe der Erschließungsstraße  (öffentlich oder privat),  nicht überschrit-
ten wird. (Rechtsgrundlage §18 BauNVO)  

- wenn ein evtl. Dachgeschoss als Staffelgeschoss mindestens 2,00 Meter von allen 
Außenwänden zurückgesetzt wird und eine max. Gebäudehöhe von 8,80 Meter, be-
zogen auf die mittlere angrenzende Höhe der Erschließungsstraße  (öffentlich oder 
privat),  nicht überschritten wird  (Rechtsgrundlage §18 BauNVO). Die Flächen von 
Aufenthaltsräumen im Staffelgeschoss einschließlich der zu ihnen gehörenden Trep-
penräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind für die Ermittlung der GFZ 
mitzurechnen  (Rechtsgrundlage §20 BauNVO)  

- wenn die Fassaden nicht überwiegend als Glasfassaden gestaltet sind, sondern 
jeweils als „Lochfassade“ (in Massivbauweise erstellte Wand mit einzelnen, klar ab-
gegrenzten Fenster- und Türöffnungen)  
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- wenn entlang der Erschließungsstraße (öffentlich oder privat) je angefangene 10 
Meter Grundstücksbreite ein kleiner Laubbaum gepflanzt wird. (Bei Eckgrundstücken 
wird im Einzelfall entschieden) 
 
 
3. Dacheindeckungen 
 

Zulässig sind nur dunkle Dacheindeckungen in Form von Dachsteinen, Naturschie-
fer, Kunstschiefer und Dachpfannen, wie sie den nachstehend aufgeführten Farben 
der RAL-Farbtonkarte entsprechen: 

Schwarztöne: 9004, 9005, 9011, 9017. 

Grautöne: 7043, 7026, 7016, 7021, 7024. 

Brauntöne (dunkelbraun und braunrot): 8028 (terrabraun), 8012 (rotbraun). 

Sollten farbige Dacheindeckungen nicht der RAL-Farbtonkarte zugeordnet werden 
können, sind Farbnuancierungen in Anlehnung an die angegebenen Farbtöne mög-
lich. Nicht zulässig ist die Verwendung von hellen sowie reflektierenden Materialien 
für die Eindeckung von Dachflächen. Ausgenommen sind die Materialien von Einrich-
tungen, die der solaren Energiegewinnung dienen. 

 

Solarkollektoren und sonstige Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energie sind 
flächenbündig in das Dachniveau zu integrieren oder in gleicher Neigung wie das 
Dach aufzusetzen. Bei Flachdächern ohne Staffelgeschoss dürfen die Solarkollekt-
oren die OK Dach um bis zu 1,50 m überschreiten. 

Ausnahmsweise können auf der straßenabgewandten Dachseite Solarkollektoren 
oder Photovoltaikelemente eine andere Neigung als das Dach aufweisen. 
 
 
4. Freiflächen 
 

Vorgartenflächen (Flächen zwischen der Erschließungsstraße - öffentlich oder pri-
vat - und der straßenseitigen Baugrenze und ihrer geradlinigen Verlängerung zur 
seitlichen Grundstücksgrenze) dürfen nur bis zu 50% versiegelt werden. Zypressen- 
und Thujahecken sind nicht zulässig. 
 
Die nicht überbauten Grundstücksteile sind - abgesehen von den notwendigen 
Flächen für Nebenanlagen, Zufahrt- oder Stellplatzflächen -gärtnerisch anzulegen, zu 
erhalten und mit lebenden Hecken oder Anpflanzungen einzufrieden (Arten wählbar 
aus der Anlage “Zusammenstellung von geeigneten Gehölzen“). Nadelgehölzhecken 
zur Grundstückseinfriedung sind nicht zulässig. Die Anpflanzung von Nadelgehölzen 
auf einem Grundstück darf einen Anteil von 30 % des Gehölzbestandes nicht über-
steigen. Zypressen- und Thujahecken sind nicht zulässig. 
 
Stellplätze für Abfallbehälter sind so mit Laubgehölzen oder Hecken zu umpflan-
zen, dass sie von öffentlichen Verkehrsflächen aus nicht eingesehen werden können 
(Arten wählbar aus der Rubrik “2. Sträucher“ oder “3. Schnitthecken ‘ der Anlage 
“Zusammenstellung von geeigneten Gehölzen“). 
 
Zur Gestaltung von Stellplätzen, Wegen, Zufahrten, Hofflächen etc. sind mit Aus-
nahme des Hauseingangsbereiches nur wasserdurchlässige Materialien, wie z.B. 
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breitfugiges Pflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen etc., zu verwenden, soweit 
nicht nutzungsbedingt oder durch rechtliche Vorgaben andere Beläge verwendet 
werden müssen. 
 
 
5. Einfriedungen  
 
Eine Abgrenzung zwischen den Vorgärten und der Straße, sowie den Grenzen be-
nachbarter Grundstücke im Bereich der Vorgärten darf nur durch bauliche Einfrie-
dungen von max. 80 cm Höhe über Straßenniveau vorgenommen werden, wobei der 
Massivbauteil bzw. Sockel, 0,20 m nicht überschreiten darf  
Zur öffentlichen Verkehrsfläche hin sind alternativ auch Einfriedungen von max. 1,00 
m hohen Hecken zulässig. (Arten wählbar aus der Rubrik 2. Sträucher‘ oder 3. 
Schnitthecken der Anlage „Zusammenstellung von geeigneten Gehölzen“  - Schnitt-
hecken vorzugsweise:  Carpinus betulus –Hainbuche, Acer campestre – Feldahorn, 
Ligustrum vulgare - Gem. Liguster, Craetaegus monogynac – Weißdorn.) 
Zypressen- und Thujahecken sind nicht zulässig. 
 
Bei Eckgrundstücken in Straßeneinmündungsbereichen wird die zulässige Gesamt-
höhe auf max. 60 cm über Oberkante Straße festgesetzt. 
Ausnahmen in Form von Stützmauern bis max. 1,00 m können zugelassen werden, 
wenn es der natürliche Geländeverlauf erfordert. 
 
 
D: Hinweise 
 
1. Baumschutz 
 
Während der Bauzeit sind die im Baubereich zu erhaltenden Gehölze durch geeigne-
te Maßnahmen zu schützen. Dazu sind die Anforderungen der DIN 18920 (Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) und 
der RAS-LP 4 (Richtlinien für die Anlage von Straßen; Teil: Landschaftspflege, Ab-
schnitt 4: Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen) zu berück-
sichtigen. Eine Beeinträchtigung der Wurzelbereiche durch Überfahren, Abgraben, 
Lagern von Baumaterialien ist zu vermeiden. 
Flächen für Materiallager und das Abstellen von Maschinen sind außerhalb der Wur-
zelbereiche vorzusehen. 
 
 
 
2. Abfallwirtschaft und Bodenschutz 
 
Zur Verminderung der durch die Baumaßnahmen bedingten Beeinträchtigungen des 
Bodens soll ein schichtgerechtes Lagern und Wiedereinbauen der Böden erfolgen 
und die Maßnahmen entsprechend der einschlägigen Richtlinien (z.B. DIN 18300: 
Erdarbeiten, DIN 18915: Bodenarbeiten) durchgeführt werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Einbau von Recyclingbaustoffen nur nach vor -
hergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis zulässig ist. 
Das im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallende bauschutthaltige 
oder organoleptisch auffällige Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffüllungen) ist ord-
nungsgemäß zu entsorgen. 
Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 
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Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, Sachgebiet "Gewerbliche 
Abfallwirtschaft", anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die 
Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 
 
3.Bodendenkmäler 

 
Im Plangebiet werden keine Bodendenkmäler vermutet; bei der Erteilung von Bau-
genehmigungen sollen jedoch in den Bauschein folgende Hinweise aufgenommen 
werden: 
 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräber, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entde-
ckungen von Bodendenkmälern ist der Stadt als Untere Denkmalbehörde und/oder 
dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege AußensteIle Overath Gut Eichtal, An 
der B 483, 51491 Overath Tel.: 02206/80039, Fax 02206/80517 unverzüglich anzu-
zeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW). Der Landschaftsver-
band Rheinland ist berechtigt, die nach dem Denkmalschutzgesetz NW erforderli-
chen Maßnahmen zum Schutz der Bodendenkmäler zu treffen. 
 
 
4. Niederschlagswasser 
 
§ 51 a des Landeswassergesetzes in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 7. 
März 1995 hat zum Ziel, dass die Niederschlagswässer von Grundstücken, die nach 
dem 1. Jan. 1996 erstmals bebaut werden, vor Ort versickern, verrieseln oder orts-
nah in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dies ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit möglich ist.  
Sollte die Realisierung von Verrieselungsanlagen beabsichtigt werden, so ist hierfür 
bei der Unteren Wasserbehörde des Rhein-Sieg-Kreises eine wasserrechtliche Er-
laubnis zu beantragen. 
 
Der Planbereich ist jedoch im Mischsystem kanalisiert. Insofern wird den Eigentü-
mern freigestellt ihr Niederschlagswasser in das Kanalnetz einzuleiten oder den § 
51a des Landeswassergesetzes anzuwenden. 
 
 
5. DlN-Vorschriften 
 
DIN-Vorschriften, auf die in diesem Textteil zum Bebauungsplan Nr. 107.1 - 18. Än-
derung verwiesen wird, finden jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden 
Fassung Anwendung. Sie werden in der Stadtverwaltung Lohmar, im Fachbereich 
Bauaufsicht und Planung, Hauptstraße 27-29, 53797 Lohmar, während der Öff-
nungszeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
 
 
 
6. Erneuerbare Energien 
 
Im Hinblick auf eine klima- und umweltschonende Stadtentwicklung wird der Einsatz 
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erneuerbarer Energien empfohlen. In diesem Zusammenhang wird u.a. auf das Ge-
setz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmbereich (Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz -EEWärmeG) verwiesen. 
 
 
7. Fluglärm 
 
Bedingt durch die Nähe zum Flughafen Köln/Bonn sind Belästigungen durch Flug-
lärm möglich, deren negative Auswirkungen für die Bewohner mittels baulicher Maß-
nahmen begrenzt werden können (hier: Schallschutzfenster und/oder passive 
Schallschutzmaßnahmen). 
 
 
8. Altlasten 
 
Es sind nach derzeitigem Kenntnisstand im Plangebiet folgende Altlasten und Altab-
lagerungen bekannt: 
 
Altstandorthinweisfläche 5109/1292-0 
Im Plangebiet ist im Altlasten- u. Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises ei-
ne Altstandorthinweisfläche mit der Nr. 5109/1292-0 registriert. Der Standort wurde 
im Rahmen einer systematischen Altstandorterhebung für das Stadtgebiet Lohmar 
ermittelt. Dabei handelte es sich um eine ehemalige Werkzeug- und Maschinenbau-
firma, welche hier zwischen 1972 und 1983 eine kleine Werkstatt betrieben hat.  
 
Altablagerung Nr. 5109/0010-0 
Bei dieser Altablagerung handelt es sich um eine ehemalige Sandgrube, die zwi-
schen 1968 u. 1977 wiederverfüllt worden ist. Für die Verdachtsfläche wurde im Jahr 
1988 eine Erstbewertung im Auftrag des Rhein-Sieg-Kreises für den bebauten Be-
reich durchgeführt. 
Werden im Bereich der betroffenen Verdachtsflächen jedoch Nutzungsänderungen 
oder Baumaßnahmen geplant, ist darauf hinzuweisen, dass im Vorfeld das Amt für 
Gewässerschutz und Abfallwirtschaft des Rhein-Sieg-Kreises zu beteiligen und die 
weitere Vorgehensweise abzustimmen ist. 
Sollten sich während Bauarbeiten im Planbereich oder anderer Vorgänge Hinweise 
auf weitere kleinräumige Verunreinigungen des Bodens ergeben, so sind zum Zweck 
der Gefährdungsminderung die betreffenden Baumaßnahmen sofort einzustellen. 
Gleichzeitig ist zur Gefährdungsabschätzung das Amt für Gewässerschutz und Ab-
fallwirtschaft des Rhein-Sieg-Kreises (Tel.: 02241/13-2206) zu benachrichtigen und 
die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 
 
 
9. Kampfmittelfunde 
 
Bei Kampfmittelfunden im Plangebiet während der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbei-
ten sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst zu verständigen. 
Sollten im Plangebiet Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (z.B. 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) 
durchgeführt werden, wird eine Tiefensondierung empfohlen. 
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10. Kriminalprävention / Einbruchschutz  
 
Im Zuge der Gebäudeplanung erfolgt durch die polizeilichen Beratungsstellen eine 
kostenfreie Beratung zu einbruchshemmenden Maßnahmen. 
 
 
11. Tierschutz 
 
Die Rodung von Gehölzen ist gemäß den Bestimmungen des § 39 Abs. 5 BNatSchG 
(Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) grundsätzlich in der Zeit zwischen dem 1. 
März und dem 30. September verboten. Gehölzrodungen sind generell auf ein not-
wendiges Maß zu beschränken. 
Falls eine Umsetzung der Baumaßnahmen innerhalb des Zeitraums 1. März bis 30. 
September stattfinden soll, ist vorab eine ökologische Baubegleitung einzurichten, 
die sicherstellt, dass Individuen sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten von wildle-
benden Vogelarten rechtzeitig identifiziert und geschützt werden können. 
 
 
12 Aufhebung bisheriger Festsetzungen 
 
Mit der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans Nr. 41.2 - 8. Änderung tritt die 7. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 41.2 außer Kraft. 
 

 
 
 
Lohmar, den 14 Oktober 2015 
 


